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]. Uber eine S tra f ta t kann nur das Strafgericht urteilen. Die Festste l­
lung des Strafgerichts, ob eine S tra f ta t begangen wurde und wer deren 
T äter ist, hat nicht nur im Strafprozess, sondern auch ausserhalb des 
Strafprozesses eine W irkung. Das Strafurteil regelt die rechtliche Lage 
des V erurteilten in dieser Frage für jeden verbindlich, was § 12 der S tra f­
prozessordnung folgenderweise ausdrückt: . .der Beschluss des S tra f­
gerichts ist auch für das im Zivilprozess verfahrende Gericht massgebend 
in der Frage, ob eine S tra f ta t verübt wurde und ob der T ä ter der Beschul­
digte w ar". Auch andere Rechtsnorm en, die des Verfassungsrechts, des 
Arbeitsrechts, des Disziplinarverfahrens, der S taatsverw altung usw., 
betrachten in der Frage ob jem and eine S tra f ta t begangen hat, einzig 
das U rteil des Strafgerichts als massgebend.
Die W irkungen des S trafurteils tre ten  m it der R echtskraft ein. Vom 
Beginn der R echtskraft ist es geltend, dass die Feststellungen des Urteils 
wahr sind, d.h. es gilt die von Ulpian bekannte Form el: ,,Res iudicata 
pro ve rda te  accipitur".
Es scheint, als ob einzig das Gericht berechtigt, vielleicht sogar fähig 
wäre von einer S tra f ta t die W ahrheit festzustellen. Ausserhalb der rechtli­
chen Sphäre ist aber diese These unannehm bar und ungültig. Die Möglich­
keiten und Gesetz der E rkenntnis wirken auch ausserhalb des S trafver­
fahrens und können die W ahrheit einer Äusserung nicht bloss deshalb ver­
neinen, weil dieselbe nicht vom Gericht stam m t. Privatpersonen, wie der 
Täter, der Verletzte, die Zeugen oder Journalisten, H istoriker, W issen­
schaftler können von einer S tra fta t wahre Feststellungen machen. Die 
Erm ittlungsbehörde oder der S taatsanw alt stellt schon innerhalb des 
Strafverfahrens die W ahrheit fest. W ir erw arten sogar, dass die Ankla­
geschrift des S taatsanw alts die W ahrheit en thält. Doch sämtliche Äusse­
rungen und  Feststellungen, die von der S tra f ta t nicht das Gericht (in 
seinem Urteil, oder in einem anderen Beschluss) gem acht hat, sind ju ri­
stisch indifferent. Oder wenn sie auch nicht indifferent sind, knüpft sich 
die W irkung der res iudicata nicht an sie.
E s ist kein besonderer Scharfsinn notwendig zu erkennen, dass die 
S tandpunkte des Rechtes und der Erkenntnistheorie, sowie der Logik
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hinsichtlich der E rkenntnis, der Anerkennung und der K riterien der 
W ahrhcit voneinander abweichcn. Das Recht privilegisiert das S trafurteil 
und gewährt dem Gericht ein W ahrheitsmonopoh Was ist dessen E rk lä­
rung?
2. Die E rklärung könnte dam it begründet werden, dass der darge­
legte S tandpunkt die Folge des Anspruchs au f Ordnung im Staatsleben ist. 
In  einem gut geordneten S taa t werden die Aufgaben geteilt: ein S taatsor­
gan schafft Gesetze, das andere legt die Steuern fest, ein drittes folgt die 
Pässe aus und es gibt ein Organ, das über die S tra fta ten  urteilt, ln  einem 
gu t organisierten S taa t kann nur ein Organ Recht sprechen, woraus es 
jedem  klar hervorgeht, dass mit Ausnahme dieses einen Organs nie­
mandes Entscheidung anerkannt werden muss und darf. Diese E rk lä­
rung, die aus dem Gedanken der A rbeitsteilung ausgeht, ist zwar zwei­
fellos rationell, sie ist dennoch nicht beruhigend und zufriedenstellend.
3. Auch die Annahme könnte untersucht werden, wonach die persön­
lichen Qualitäten des Richters es sind, die die richterlichen Entscheidun­
gen höher stellen als die anderen und ihre besondere Bedeutung erklären. 
Ohne diese in weite Zusammenhänge eingebettete Ansicht näher zu berüh­
ren, begründe ich eher die entgegengesetzte Ansicht, die nämlich, wa­
rum  das Ansehen, das das R echt den richterlichen Entscheidungen zu­
schreibt, nicht durch die Persönlichkeit der R ichter zu erklären ist. Aber 
es konnte auch mit allgemeinerer Geltung ausgesagt werden, dass keine 
einzige geltende staatliche Entscheidung ihr Ansehen, oder eine andere 
vom Recht ihr zugeschriebene Eigenschaft aus den persönlichen Q ualitä­
ten der entscheidenden Person schöpft. Die Geltung des Gesetzes, der 
Regierungsverordnung, des Ratsbeschlusses ist von der Fähigkeit, Bil­
dung. von den moralischen oder intellektuellen Eigenschaften der Teilneh­
mer der Entscheidung unabhängig. Das bezieht sich auch auf die Urteile 
des Strafgerichts.
Eine andere Frage ist die Bestrebung, dass das Fachwissen, die Zuver­
lässigkeit und andere positive Eigenschaften der Mitglieder des S taa ts­
appara ts erhöht werden. — In der E rkenntn istätigkeit und in den E n t­
scheidungen hat Persönlichkeit des entscheidenden Menschen eine riesige 
Bedeutung. Davon überzeugen uns nicht nur die Psychologie, nicht nur 
die theoretische Rechtswissenschaft, sondern auch die politischen Wis­
senschaften und die tägliche Erfahrung.^ W ir können uns auch auf Lenin 
berufen, der sich stets viel Mühe gab, die A rbeit der Staatsorgane zu 
kritisieren und zu verbessern und das Niveau und die K u ltu r der dort 
arbeitenden Personen zu heben, um einsehen zu können, von was für 
einer bedeutenden Sache die Rede ist. In  seinem Artikel ,.Lieber weniger, 
aber gu t"  schrieb er: ,, Bisher ha tten  wir wenig Zeit, um uns um die Quali­
tä t  des S taatsappara ts zu küm m ern und an seine Verbesserung zu denken, 
aber nun wird es zweckmässig, wenn wir uns m it besonderer Sorge darauf 
vorbereiten, wenn wir dafür sorgen, dass in der Arbeiter — Bauern-Aufsicht 
ein solches M enschenmaterial konzentriert wird, das den heutigen Bedürf­
nissen, tatsächlich en tsp rich t" . . . -
98 T. KURlLY
Die Fähigkeiten und die Fachbildung der R ichter, iiire moralischen 
W erte tragen stark  zur guten G erichtsbarkeit bei. Vorschrift der Fachb il­
dung der Richter, ihre entsprechende Auswahl und Fortb ildung ist eine 
heute als natürlich erscheinende Pflicht der leitenden Organe.
Die Gesellschaft schätzt den R ichterberuf traditionell hoch, was au f 
weite historische und religiöse Überlieferungen zurückgreift. Das R ich ­
teram t war der Beruf der F ürsten  und G ötter, heute ist es eine Erschei­
nung der staatlichen Souveränität. Bei uns verkündet m an das U rteil 
,,Im  Namen der Volksrepublik". Allerdings m achten die L ite ra tu r und 
die Geschichte die Ehrw ürdigkeit oft zweifelhaft. Es werden in der Aufer­
stehung von L. Tolstoi, im Bieak House von Gh. Dickens, im Prozess von 
F. K afka, im D orfnotar von J . Eötvös eine am wenigsten ehrwürdige 
G erichtsbarkeit und überhaupt nicht ehrw ürdige R ich ter dargestelR. 
Oder wer würde die R ichter von Ja n  Hus, Jeanne d 'A rc, G iordam f Bruno, 
Ferenc Kazinczy, Lajos B atthyányi hochachten? — Die H ochachtung 
und die Zweiiel, manchm al sogar die V erachtung gegenüber der G erichts­
barkeit und den R ichtern mischt sich in verschiedenen Verhältnissen je 
nach Zeitalter abhängig von der Lage der gesellschaftlichen Klassen und 
Schichten sowie der Gerichtsbarkeit, von der Partei- und politischen Ange­
hörigkeit des Kritikers. Die bewertenden Ansichten sind verschieden 
und erm ächtigen uns nicht, einen solchen von Zeit und O rt unabhängigen 
S tandpunkt abzufassen, dass alle R ichter hervorragende menschliche 
E igenschaften besitzen und sich das U rteil des Gerichts deshalb in der 
Welt des Rechtes und der Rechtspflege eines W ahrheitsmonopols erfreut.
Wir könnten heute in Ungarn nicht mit Aussicht au f einen Erfolg m it 
einer Ansicht auftreten, dass die persönlichhen Eigenschaften der R ich­
te r  besser sind als die der S taatsanw älte oder der E rm ittlungsbeam ten 
und wir deshalb einzig und allein die Feststellungen der Gerichtsurteile 
gegenüber den Feststellungen der Erm ittlungsbehörde oder der S taa ts ­
anw altschaft als wahr annehmen. Das könnten wir kaum  beweisen. H in­
sichtlich der Fachbildung sind die Berufsrichter und  die S taatsanw älte 
gleich. Intelligenz-Prüfungen wurden unter den R ichtern -  die Schöffen 
inbegriffen — . den S taatsanw älten und Erm ittlungsbeam ten nicht durch­
geführt und es sind auch keine au f andere Eigenschaften bezüglichen Indexe 
dermassen bekannt, dass sie eine Grundlage zum Vergleich und  zu Folge­
rungen bilden könnten^ Trotzdem  halte ich es nicht für ausgeschlossen, 
dass die Atm osphäre einer solchen K örperschaft, wie die des Gerichtes, 
ihre Mitglieder beeinflusst und formt und dass die tägliche A rbeit die zur 
richterlichen Funktion erforderlichen Eigenschaften, wie die U nbefangen­
heit, die I 'ähigkeit und Bereitschaft zur kritischen Analvse des vorgelcg- 
ten Tatbestandes, die W ahrheitsliebe entwickelt.
4. Der W ahrheitswert des Strafurteils en tspring t der Organisation 
der Verfahrensweise, in denen es entsteht. Das R ech t schreibt daher die 
W ahrheit dem Gerichtsurteil und nicht der Entscheidung eines anderen 
Organs - der Erm ittlungsbehörde oder des S taatsanw altes — zu, denn 
allein im G erichtsverfahren werden alle im Recht definierten Verfahrens- 
grundsätzc erfüllt. Das Recht vertritt den S tandpunk t, und kann auch
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keinen anderen vertreten , dass die wahre Entscheidung nur in einem 
Vehfahren en tsteh t, das die G rundsätze und G arantien erfüllt. Diese sind 
die rechtlich — formellen K riterien  der W ahrheit und auch der Gesetz­
lichkeit. Fehlen diese, so ist das U rteil nichtig und muss ausser K ra ft 
gesetzt werden.
5. Das sozialistische Recht und die sozialistische Rechtswissenschaft 
betonte imm er die G rundsätze des Strafverfahrens^. Trotzdem  könnten 
wir nicht ganz ausführlich säm tliche Grundsätze, Garantien und 
Regeln bestimmen, ohne deren E inhaltung  kein gesetzliches und  gerechtes 
U rteil gibt. W erden die Fälle der U nw irksam keit des Urteils aus dem 
geltenden R echt als Grundlage genom m en, so können jene Regeln und 
G rundsätze auigezählt werden, deren  E inhaltung eine unentbehrliche 
Bedingung der Gesetzlichkeit des U rteils der ersten Instanz ist. Dazu 
gehören: 1. Das Gericht muss Jurisdiktion, sachliche und  örtliche Z u stän ­
digkeit besitzen; 2. der urteilende Senat muss in gesetzlicher Besetzung 
funktionieren, es müssen daran  Schöffen teilnehm cn; 3. es darf daran 
kein gesetzlich ausgeschlossener R ichter teilnehmen; 4. falls vorgeschrie­
ben, müssen an der Verhandlung der Ankläger und der Verteidiger 
teilnehm en; 5. der Angeklagte und die anderen müssen ihre gesetzlichen 
Rechte ausüben können; 6. die V erhandlung muss öffentlich sein; 7. die 
Sache muss entsprechend aufgeklärt sein; 8. der T atbestand  darf nicht 
unvollständig sein, m it den Akten im Gegensatz stehen und  nicht auf 
unrichtigen Folgerungen beruhen: 9. das Urteil ist entsprechend zu be­
gründen. — Diese Erfordernisse folgen aus den Bestimmungen der §§ 247, 
254 und 256 des Strafverfahrensgesetzes.
Es sind aber auch andere Aufzählungen und Gruppierungen bekannt 
und möglich. Cieslak, der festlegt, wann ein U rteil als nichtig zu betrach­
ten ist, hä lt das Fehlen der N ichtigkeitsgründe zugleich für eine u nen t­
behrliche Gesetzlichkeitsbedingung des Verfahrens und Urteils. Nach 
ihm ist das U rteil nichtig, wenn 1. das urteilende Subjekt ungeeignet ist 
(das Gericht ist nicht gesetzlich besetzt usw.), 2. die W illensäusserung 
fehrlerhaft ist (der R ichter ist unzurechnungsfähig, er brachte die E n t­
scheidung unterZw ang, be ider Abstim m ung wurde das Mehrheitsprinzip 
verletzt usw.), 3. das Verfahrensobjekt ungeeignet ist (die Sache gehört 
nicht zur Jurisdiktion des Gerichts, res iudicata usw.), 4. das Verfahren 
inhaltlich absolut ungeeignet ist (Verhängung einer widersprechenden, 
einer im Gesetz unbekannten Strafe usw.)". U m gekehrt abgefasst könnten 
wir sagen: das U rteil ist gesetzlich, wenn es von einem gesetzlich besetzten 
G ericht gefällt wurde usw.
Nach einer anderen Ansicht ist der Gebrauch des Begriffes der Nich­
tigkeit unberechtigt; es kann gemäss der Logik des Verfahrens nur zwi­
schen einem U rteil und  keinem U rteil (non-sententia) unterschieden wer­
den?. E in U rteil en tsteh t, wenn es ein m it Strafgewalt bekleidetes Organ 
aufgrund einer m ündlichen V erhandlung gebracht und vorschriftsmässig 
m itgeteilt (verkündet) hat; es kann  sich nicht auf eine Person, auf die 
sich die Jurisdiktion des inländischen Gerichtes nicht erstreckt, au f eine 
schon beurteilte H andlung beziehen und  darf keine vom Gesetz nicht
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bekannte Sanktion enthalten^. Die aufgezählten Bedingungen bedeuten 
zugleich die minimalen Erfordernisse, die gegenüber dem Strafverfahren 
und dem U rteil zu erheben sind.
Die Rechtsw issenschaft könnte aufgrund der Gesetze und  der in te r­
nationalen Vereinbarungen einige solche Punkte  festlegen, die das Mini­
mum der Gesetzlichkeit des S trafverfahrens und des U rteils zusam m en­
fassen. D arunter w ären : 1. das Gericht muss für die Sache und die Person 
Jurisd ik tion  besitzen; 2. das Gericht h a t in einem gesetzlich besetzten 
Senat vorzugehen und soll unbefangen sein, 3. im Verfahren muss die 
Verteilung der Funktionen (Anklage. V erteidigung und Urteilsfällung) 
zur Geltung kom men und diese müssen von verschiedenen Personen 
ausgeübt werden; 4. dem Angeklagten muss das R echt der Verteidigung 
zukommen, das er persönlich und auch un ter Mitwirkung eines Verteidigers 
ausüben kann; 5. die V erhandhing muss öffentlich und m ündlich sein und 
alle Prozess-Subjekte müssen daran  ihre gesetzlichen R echte ausüben 
können; 6. das Gericht soll sein U rteil au f die unm itte lbar erfahrenen 
Beweise gründen; 7. das U rteil ist nach einer Beratung einstim mig oder 
m it Stim m enm ehrheit zu fällen und dann zu verkünden.
Das Gesagte erschöpft nicht säm tliche Erfordernisse, nur die wich­
tigsten; die Einzelheiten können wahrscheinlich — ohne das ganze Ver­
fahrensgesetz zu wiederholen — überhaupt nicht aufgezählt werden. Die 
Gesetze, wie auch § 256 des Strafverfahrens, verwenden meistens allgemei­
ne Bestimmung bei der Aufzählung der schweren Mängel des Verfahrens 
und des Urteils. § 345 des sowjetrussischen Strafverfahrens verw endet 
ebenfalls einen solchen allgemeinen Begriff: ,,Als wesentliche Verletzung 
des Strafverfahrensgesetzes ist die Verletzung der in den einzelnem A rti­
keln dieses Gesetzbuches enthaltenen Erfordernisse zu be trach ten ,d ie  iü r 
die Teilnehm er des Verfahrens während der Verhandlung unmöglich 
m achte oder erschwerte, dass sie ihre im Gesetz gesicherten Rechte aus­
üben können oder au f andere Weise das Gericht an der allseitigen K lärung 
der Sache hinderte und einen Einfluss auf die Fällung des gesetzlichen 
und  begründeten U rteils ausübten oder ausüben konnten". — Ausserdem 
enthält des Gesetz auch eine taxative  Aufzählung, die die schwersten 
und bekanntesten Verletzungen der Verfahrensregeln zusam m eniasst.
Nach S tandpunkt des Rechtes en tsteh t in einem gesetzverletzenden 
Verfahren — wie es aus dem Gesagten zu ersehen ist — kein rechtm ässi­
ges U rteil. Ein U rteil, das aus einem Verfahrens- oder anderen G rund 
nicht rechtmässig ist, kann vorschriftsmässig nicht in R echtskraft tre ten . 
Demzufolge können zu den darin enthaltenen Tatsachenfeststellungen 
keine Rechtswirkungen, auch jene W irkung nicht, die durch die Form el 
,,res iudicata pro verda te  habetu r"  ausgedrückt wird, geknüpft werden. 
Nur ein rechtmässiges U rteil kann gemäss dem Wullen des Gesetzes die 
Eigenschaft der W ahrheit erwerben.
6. Schliesslich können wir noch fragen, warum  die Gesetzlichkeit für 
das R echt beinahe das K riterium  der W ahrheit bedeutet. I s t  es ta tsäch ­
lich wahr, dass ein gerechtes U rteil nur von einem Senat gefällt werden 
kann, in dem auch zwei Schöffen zugegen sind, in dem der S taatsanw alt
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und n k h t der R ichter die Anklage v e rtritt, in dem die Verteidigung duc 
Rechte ausüben kann und in dem auch andere rechtliche Erfordernisse 
erfüllt werden?
A uf Grundlage der Erkenntnistheorie und der Logik wird unsere 
A ntw ort eine verneinende sein. Die Feststellung der W ahrheit ist kein 
Privileg des Gerichtes und des Strafverfahrens. Trotzdem  hätte  es un trag ­
bare Folgen, wenn die Gesellschaft nicht au f die Gesetzlichkeit des Ver­
fahrens und des U rteils bestünde.
Ich habe schon erw ähnt, dass die L iteratu r die Gerichtsbarkeit skep- 
ttsch betrachtet, dessen Berechtigung durch zahlreiche geschichtliche 
Tatsachen erwiesen ist. Allerdings klagen die Tatsachen meistens die 
herrschende Klasse oder Gruppe an. Neben den Schriftstellern erscheine!! 
hie und da auch im Kreise der Fachleute der Gesellschaftswissenschaften 
verb itte rte  Ansichten über das Recht, die Rechtspflege, das Gericht. Fiir 
diese bedeutet das literarische Bild von Dickens und Kafka, der Nebel, 
ein ausdtucksvolles Symbol. Der Nebel als M ethaphore weist auf etwas 
ganz Konkretes, auf den unübersichtlichen L abyrin t der juristischen 
Prozeduren, deren schon auf ersten Bück genaues und treffendes A ttribu t 
die f nklarheit ist. die durch den juristischen Fachjargon m eisterhaft 
erhöht wird. U nd die Ju ris ten  tun m it ernstem  Gesicht -  wie es zu 
Schauspielern passt —, als ob sic die W ahrheit vertreten  und das Recht 
schützen würden".
(Met mit einer anderen A rgum entation: jede H andlung eines büro­
kratisch eingestellten Menschen läuft auf vorbereiteten Schienen, die für 
ihn unveränderlich sind. ,,Die beiden Q ts lls t  der meisten Gre te! sind 
das bürokratische Verhalten und die Feigheit". U nd was verlangt das 
R echt vom Richter? Das Recht ist deduktiv und formell, ein Ausdruck 
dei entfrem deten Staatsgew alt. ,,Die rechtliche Beurteilung und das 
Urteil kom m t au f den Gerichten zustande, jeder Mensch, jeder Fall ver­
liert seine E inzigartigkeit und Besonderheit. Das Recht, als der grosse 
Nivellierer der Staatsgew alt ,,m ahlt" sozusagen in das Rcchtssvstcm die 
vor ihm erscheinenden Invididuen"'". -  Freilich wurde das vom Recht, 
von der Arbeit des Gerichtes nicht mit der Absicht des Schmcichelns 
gesclnieben, es ist ja kaum  zweifelhaft, dass nach dieser Charakterisie- 
tung der Richter auf eine zu verwerfende deduktive Art denkt und au f 
den int voraus gelegten Schienen des Rechtes vorwärtsschreitet.
W ahrlich scheint es, als ob wir zwei verschiedene Sprachen sprächen: 
^ or dem Juristen  ist es klar und bedarf keines Beweises, dass jeder einzelne 
fa ll verschieden ist. dass die Individualisation für ihn ein Im perativ  ist, 
auch wenn er nicht immer eine der Persönlichkeit adäeptate s tra frech t­
liche folge feststcllen kann; dass er einmal die Billigkeit, einmal die S tren­
ge walten lässt. E r ist sich darüber klar, dass die Sachen einen Namen 
haben müssen und dass sich deshalb im Recht gewisse Fachausdrücke, 
darun ter auch solche, deren Bedeutung von der allgemein üblichen Bedeu­
tung ahn eicht, eingebürgert haben und dass dies noch kein Jargon ist. 
Es gibt ja auch auf m inder entscheidenden Gebieten, wie z. B. der Fuss- 
ball und int allgemeinen die Spiele, Fachausdrücke, die nicht von jeder-
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m ann verstanden werden. E r verlässt sich darauf, dass die Öffentlichkeit 
der G erichtsbarkeit, die Teilnahm e der Schöffen und  andere M ittel den 
Nebel zerstreuen und die Lösung des Jargons finden. Die im voraus fertig- 
gestellten ,,Schienen", auf denen der R ichter vorw ärtsschreitet, sind die Ge­
setze; das, was in der D eduktion der Obersatz ist, ist ebenfalls das Gesetz. 
Aber der R ichter und Ju ris t em pfinden das nicht als etwas Übles, auch 
wenn er weiss, dass es schlechte Gesetze und  veralte te  Regeln gibt. E r 
m eint, dass im aligemeinen das E inhalten der Gesetze, das was Gesetzlich­
keit genannt wird, einen gesellschaftlichen W ert besitzt. E r  nim m t an, 
dass die sozialistische Gesetzlichkeit kein gesellschaftliches Übel ist, er 
h a t sogar die Illusion, dass die Mehrheit der Gesellschaft — zum indest 
der sozialistischen Gesellschaft — derselben Meinung ist. E r weiss. dass 
die Gesetzesverletzung ein Mittel der U nterdrückung ist und  dass die in 
den 5U-cr Jah ren  von der persönlichen D iktatur eingeleiteten und gesteuer­
ten  tragischen Prozesse alle gesetzwidrig waren. N icht nu r dadurch, 
dass Unschuldige verurteilt wurden, aber schon das Verfahren vor dem 
Urteil war gesetzwidrig". Die Prozesse schritten nicht au fd en  durch das 
Gesetz vorgeschriebenen Schienen.
Das Strafverfahren, der modus procedendi ist überall im Land gleich. 
Wir wissen, dass das Gericht im K om itat Szabolcs ebenso verhandelt wie 
im K om itat Vas. Sogar in Ungarn dem Wesen nach ähnlich wie in vielen 
anderen Ländern der Welt. — Aber eben diese Schablone ist beruhigend. 
Wir halten  es für beruhigend, dass sich die Gerichte nach solchen gleichen 
G rundsätzen richten, die in der gesellschaftlichen Praxis erprobt sind.
Niemand, der die Tatsachen nüchtern untersucht, wird meinen, dass 
das Gericht unfehlbar sei. Aber er weiss auch, dass zur Verwirklichung 
der Gesetzlichkeit und zum Erreichen der W ahrheit die Regeln, die G rund­
sätze und G arantien notwendig sind. Wir meinen, dass als ein gesetzliches 
und wahres Urteil nur jenes zu betrachten ist, das ein nach den durch die 
gesellschaftliche Praxis erprobten Grundsätzen verfahrendes gesetzlich 
besetztes Gericht auf einer m ündlichen Verhandlung fällt. Das heisst wir 
nehmen an, dass das Urteil wahr ist, wenn sich auch diese Annahme 
m anchm al als unrichtig  erweist.
7. W eshalb müssen das Strafverfahren, die Organisation der verfah­
renden Organe und ihre Aufgaben, die Rechte der Subjekte in den Geset­
zen ausführlich geregelt werden? Weil so schwere Sachen, wie die S traf­
sachen, in denen es um  das Leben, um die persönliche Freiheit, um  die 
Ehre geht, nicht planlos abgewickelt werden können, die A rt und Weise 
des Verfahrens nicht der persönlichen W illkür überlassen werden kann. 
Die erprobten Wege, das einheitliche Verfahren, die G arantien sind no t­
wendig. denn diese sind die Dämme des Missbrauchs der G ew alt".
K önnen die Rechte der verfahrenden Personen, die Organisation 
und  Aufgabe der Behörde, das Verfahren auch anders, nach anderen 
G rundsätzen geregelt werden, als es heute geschieht ? Sicherlich könnte 
m an es. An m anchen Orten gibt es Geschworenengerichte, Einzelrichter, 
ausgedehnte Privatklage, Untersuchungsrichter, ein reinerer Parteiprozess. 
Aber alle bei uns angewendeten G rundsätze und Regeln haben ihren Sinn.
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Die Mehrzahl der G rundsätze und der allgemeinen Regein haben sich 
traditionell bewährt. Solche sind die obengenannten, wie die Trennung 
der Anklage-, der Verteidigungs- und der R ichterfunktion, die Gnbcfate 
genheit und Unabhängigkeit der R ichter, die Öffentlichkeit, die U nm it­
telbarkeit, die kollegiale Entscheidung und noch andere. Heute ist ihre 
Ausserachtlassung und ihr E rsatz  durch andere kaum  vorstellbar.
Das \  crfahrcnsrecht ist kein unbewegliches Regelm aterial. In  U n­
garn wurden seit 11)45 zwei neue Verfahrensgesetzbücher, zwei Gerichts­
verfassungsgesetze (194!), 1952), zwei Gesetze über die S taatsanw altschaft 
und seit 1952 vier Verfahrensnovellen geschaffen, ausserdem  noch zahl­
reiche \  erfahrensteilnorm en, ohne die besonderen Verfahren zu erwähnen. 
Es kann also nicht behauptet werden, dass die Verfahrensweise ewi" 
unverändert bleibt. Trotzdem  blieben einige der wichtigsten Verfahrens" 
grundsätze. wie eben die genannten, dem Wesen nach unverändert und 
erwiesen ihre Dauerhaftigkeit. Dessen G rund liegt darin, dass die ge­
sellschaftliche Praxis ihre Richtigkeit erwies, dass sie nämlich Ins zum 
höchstmöglichen Grad — wie andere nicht — die Gesetzlichkeit und 
W ahrheit zu garantieren vermögen.
Theoretisch könntet! auch andere G rundsätze konstruiert werden, 
als jene, au f die das heutige S trafverfahren aufgebaut ist. Es könnte 
vorgeschlagen werden, dass der Strafverfolger oder der Zeuge zugleich 
R ichter sein könne, dass sich die Verfahrensabschnitte verschmelzen: 
dass der urteilende Senat eine beliebige Besetzung und Richterzahl habe, 
dass er z. B. die ganze Bewohnerschaft einer Gemeinde umfasse und so zu 
einem gesamtvölkischen Gerichtsorgan ausgedehnt werde, oder im Gegen­
satz dazu, dass er nur aus Berufsrichtern zusam m engestellt werde. Was 
die \erschm elzung der Punktionen und A bschnitte betrifft, darüber gibt 
es schott Erfahrungen aus dem Imptisitionsverfahren und diese E rfah­
rungen sind nicht gerade angenehm. Die Gefahren eines Senates mit 
einer unbestim m ten und hohen R ichterzahl liegen im Verschwinden der 
individuellen V erantw ortung der Senatsm itglieder, im Erwecken ciner 
Eynch-Stinmm ng. Die Gefahren einer nur von Berufsrichtern ausgeübten 
G erichtsbarkeit sind der Bürokratism us und die Entfrem dung.
Das Eindringen der W issenschaft in das Strafverfahren, insbesondere 
in die Beweisführung, ist eine klar erkennbare Erscheinung unserer Zeit, 
die au l das Strafverfahren einen Eittiluss ausübt. Sie um formt das Ver­
fahren nicht auffallend, sondern langsam und allmählich, aber es ist 
umwahrscheinlich, dass während der Um formung und nachher die heute 
anerkannten G rundsätze bald en tbehrt werdet! könntet). Dieser Eittiluss 
bezieht sich eher aul das Gebiet der Beweisführung durch Sachverstän­
dige, die an Bedeutung immer m ehr zunim m t. W ahrscheinlich wird man 
die Sachverständigenuntersuchungen eitler ähnlichen gesellschaftlichen 
Kontrolle unterw erfen, wie sie bei der gerichtlichen Untersuchung schott 
besteht. W ollte jem and das Strafverfahren reformieren oder neu ausge­
stalten, so müsste er mit den geschichtlich bewährten Grundsätzen und m it 
der Treue zu ihnen rechnen und er müsste deshalb die Gesellschaft vorher 
darüber überzeugen, dass durch die vorgeschlagenen neuen G rundsätze
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und Regein eine zuverlässigere und gerechtere G erichtsbarkeit gefördert 
wird.
8. Das Strafverfahren ist nicht nur eine erkennende Tätigkeit, son­
dern auch die Ausübung einer Gewalt. In  der E rkenntn is können Irrtüm er 
unterlaufen, die Gewalt kann m issbraucht werden. Die E rkenntn is ist 
im Strafverfahren nicht rein deduktiv , nicht immer exak t und nicht wie 
eine wissenschaftliche Versuchsreihe, deren Ergebnis in jedem  Fall aner­
kann t wird. H ier erfolgt die E rkenntnis nicht durch eine unwiderlegbare 
m athem athische D eduktion oder au f die Weise eines naturw issenschaft­
lichen Beweises. Darüber könnte ein Land kaum  überzeugt werden, dass 
2 + 2  # 4 , oder dass die Sonne nicht im Osten aufgeht. Aber die R ichter 
könnten durch irreführende Vortäuschungen darüber überzeugt werden, 
dass der Unschuldige schuldig und der Schuldige unschuldig ist. Die 
G rundsätze und  Regeln des Strafverfahrens sollen garantieren, dass die 
W ahrheit festgestellt werden könne und die Strafgew alt gesetzlich au s­
geübt werde — und das ist bei der N atur der Sache nicht leicht. Die 
G rundsätze des Strafverfahrens konzentrieren und en tfalten  sich in der 
T ätigkeit des Gerichts. Deshalb hat das Urteil des Gerichts die W irkung 
der res iudicata und  deshalb nehmen wir seine Feststellungen als w ahr an .
Es g ibt Z eitalter und gesellschaftliche Systeme, bei denen die G esetz­
lichkeit die unterdrückende M inderheit begünstigt und es von vorhinein 
hoffnungslos ist, dass die Gerichte in politischen Prozessen, in sozialen 
Sachen die W ahrheit urteilen. In  solchen unterdrückenden S taaten  und 
Ländern, in denen der um Boden, B rot und U nabhängigkeit käm p­
fende Mensch nicht P a trio t oder Freiheitskäm pfer,sondern Rebell genannt 
und als solcher beurteilt wird, ste llt das Gericht n icht die W ahrheit fest. 
Aber auch hier ist es nicht gleichgültig, ob der R ichter zugleich auch 
Ankläger ist, oder ob die Möglichkeit der Verteidigung besteht. Die 
G rundsätze des Strafverfahrens können zwar den U nterdrücker und 
den U nterdrückten nicht au f einen Nenner bringen, doch wird tro tzdem  
die Gewalt hum anisiert. W erden im Strafverfahren die allgemein in te r­
national anerkannten G rundsätze eingehalten, wird die Beweisführung 
nicht zu einem Zwangsverhör erniedrigt: ha t der Verteidiger Mut, sein 
Amt zu versehen und w ahrt der R ichter seine W ürde, so erw ächst ein 
V ertrauen der Rechtsprechung gegenüber und eine Hoffnung leuchtet 
in denen, die au f das Urteil warten.
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(R É SU M É )
Les crim es ne  p e u v e n t ê tre  ju g és q u e  p a r  le  tr ib u n a l. Mémo si l 'o n  a d m e t que  la  v é rité  
a u  su je t des crim es p e u t  ê tre  é ta b li p a r  d 'a u tre s  en  deh o rs des tr ib u n a u x , l'e ffe t re.s m d/catn  
p ro  rc rùo /c  n 'e s t  lié q u 'a u  v e rd ic t p ro n o n cé  p a r  le  t r ib u n a l, ее qu i ne  tro u v e  p as  son  ex p lica ­
tio n  d a n s  la  ré p a r tit io n  des fo n c tio n s ou  d a n s  les q u a lité s  personnelles des juges. L a  v a leu r 
de  v é rité  d 'u n  ju g em en t d e  co n d am n a tio n  e s t fo u rn ie  p a r  l 'o rg an isa tio n  e t  la  m anier:: de  
p ro c éd u re  oit elle p re n d  na issance. P a r  co n séquen t le d ro it  a t t r ib u e  la  v é rité  a u  v e rd ic t 
p ro n o n cé  p a r  le tr ib u n a l au  lieu  de  la  décision  re n d u e  p a r  un  a u tr e  o rg an e  — l 'a u to r i té  
ch arg ée  d e  l 'e n q u ê te  ou  le m in is tè re  p u b lic  —, p a rce  q u e  les p rin cip es de  p ro céd u re  libellés 
d a n s  le d ro it ne  s 'acco m p lissen t to u s  q u e  d a n s  le d ro it. ¡,c d ro it  rep ré sen te  la  po sitio n  que  
la  p ro céd u re  re sp e c ta n t les p rin cip es p e tit ex c lu siv em en t re n d re  u n e  décision p e rtin en te .
E n  a n a ly san t les lois, les acco rd s in te rn a tio n a u x , la ju r isp ru d en c e  p o u rra it  con v en ir 
d e  q u e lq u es p rin c ip es  réassu m an t les co n d itio n s  m in im es de  la  ré g u la rité  de  la  p ro céd u re  
p én ale  et d u  v e rd ic t. — N ous a d m e tto n s  q u e  l 'o n  p e u t c o n s tru ire  th éo riq u em e n t aussi 
d 'a u tre s  p rin c ip es  q u e  su r lesquels la p ro céd u re  pén ale  m o d ern e  repose  a u jo u rd 'h u i. M ais 
celu i qu i e n te n d  ré fo rm er ott réo rg an ise r la p ro céd u re , d o it te n ir  co m p te  des p rin cip es a v é ­
ré s  p a r  l 'h is to ire  e t  d u  fa it q u e  l 'o n  y  insiste . L a  soc iété  do it ê tre  co n v ain cu e  que  les n o u ­
v e au x  p rin c ip es e t les nouvelles règles lu i p e rm e ttro n t  de  fav o riser un  ju g em e n t p lu s a u th e n ­
tiq u e  e t p lu s ju s te .
МОНОПОЛЬНОЕ ПОЛОЖЕНИЕ СУДА В ОТНОШЕНИИ 
УСТАНОВЛЕНИЯ ИСТИНЫ
(Р Е З Ю М Е )
Только суд может судить о преступлении. Если и допускаем, что о престу­
плении кроме суда и кто-то другой .может установит), истину, все таки влияние „rés 
ittdicafa pro veritatc habcíur" связывается только с приговором суда. Это объясняет- 
ся не личными свойствами судей и разделением функций. Та организация и способ 
дают ценность приговору в отношении установления истины, при которых он воз­
никает. Право придает истину приговору суда, и не решениям других органов -  
следственных органов или прокурора - ,  потому что только в судебном процессе 
воплощаются процессуальные принципы, излагаемые нравом. Позиция права чо 
этому вопросу заключается в том, что истинное решение возникает только в процес­
се, соблюдающем принципы.
На основе законов и международных соглашений правовая наука могла бы 
установит), некоторые принципы, которые составляют минимальные условия уго­
ловного процесса и законности приговора. Признаем, что теоретически возможно 
конструировать н другие принципы, чем те, которые легли в основу сегодняшнего 
уголовного процесса. Однако, кто хочет обновить и преобразовать уголовный про­
цесс, тому надо учесть исторически испытанные принципы и привязанность к ним. 
Он должен убедить общество, что новые принципы н правила содействуют более 
достоверному н справедливому правосудию.
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